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A. Bericht des Abgeordneten Ludwig; 

Der Bundestag hat den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes — Druck- 
sache 1340 — durch Beschluß vom 5. Mai 1955 dem 
Ausschuß für Arbeit überwiesen. Der Ausschuß hat 
sich in zwei Sitzungen mit der Vorlage befaßt und 
dabei im wesentlichen die Regierungsvorlage über- 
nommen, diese jedoch in einigen Punkten geändert 
und ergänzt. Zu diesen Abweichungen von der Re- 
gierungsvorlage ist zu bemerken: 

Zu Artikel I Nr. Vor 1 

Die vom Ausschuß vorgenommene Einfügung 
eines § 3 a entspricht weitgehend § 52 des Sozial- 
gerichtsgesetzes und regelt Kompetenzfragen. Im 
Verhältnis zwischen Arbeitsgerichtsbarkeit und 
ordentlicher Gerichtsbarkeit soll die nach § 48 
Abs. 1 ArbGG bestehende Regelung beibehalten 
werden, die sich aus der engen Verbindung zwi- 
schen diesen beiden Gerichtsbarkeiten erklärt und 
sich voll bewährt hat (§ 3 a Abs. 4). Im Verhältnis 
zwischen der Arbeitsgerichtsbarkeit und der 
Finanzverwaltung sowie Sozialgerichtsbarkeit be- 
stand bis jetzt eine befriedigende Regelung im 
Sinne einer gegenseitigen Bindung an Kompetenz- 
entscheidungen nicht. Auch konnten die Gerichte 
für Arbeitssachen nicht Rechtsstreitigkeiten mit 
bindender Wirkung an Gerichte der Verwaltungs- 
und Sozialgerichtsbarkeit verweisen, waren aber 
an rechtskräftige Verweisungsentscheidungen der 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit gebunden. Die- 
ser Zustand mußte als wesentliche Lücke im 
Arbeitsgerichtsgesetz angesehen werden; sie soll 
durch § 3 a Abs. 1 bis 3 geschlossen werden. In 
diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
auch der Entwurf einer Verwaltungsgerichtsord- 
nung — Drucksache 462 — ^ in § 39 eine ent- 
sprechende Vorschrift enthält, die auch für die 
Arbeitsgerichtsbarkeit gelten sollte. Es bestand je- 
doch keine Veranlassung abzuwarten, bis die Ver- 
waltungsgerichtsordnung verabschiedet sein würde, 
nachdem bei Gelegenheit des vorliegenden Ände- 
rungsentwurfs zum Arbeitsgerichtsgesetz eine ent- 


sprechende Einfügung vorgenommen werden konn- 
te und es zweckmäßig erscheint, die für eine Ge- 
richtsbarkeit geltenden Zuständigkeitsvorschriften 
in das maßgebende Verfahrensgesetz selbst aufzu- 
nehmen. 

Zu Artikel I Nr. 2, 3 a und 3 b 

Durch die vom Ausschuß vorgenommenen Än- 
derungen sollen auf Arbeitnehmerseite künftig 
neben den Gewerkschaften auch die selbständigen 
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder 
berufspolitischer Zwecksetzung ein Vorschlags- 
recht für die Berufung von Arbeitsrichtern, Lan- 
desarbeitsrichtern und Bundesarbeitsrichtern er- 
halten. Durch die Änderung des § 25 Abs. 2 Satz 2 
(Artikel I Nr. 3 b) wird zugleich die Vorschlags- 
berechtigung für die Berufung von Bundesarbeits- 
richtern aus Kreisen der Arbeitnehmer festgelegt, 
da § 43 Abs. 1 insoweit auf § 25 verweist. Die 
Mehrheit des Ausschusses begründete die Not- 
wendigkeit, diese Änderungen vorzunehmen, unter 
Hinweis auf die entsprechenden Vorschriften des 
Sozialgerichtsgesetzes und auf die Zulassung von 
Vertretern der genannten Vereinigungen zur Pro- 
zeßvertretung vor den Arbeitsgerichten erster In- 
stanz (§ 11 Abs. 1 ArbGG). Es sei erforderlich, 
durch Einräumung dieser Vorschlagsrechte an die 
Vereinigungen mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung auch die von diesen Vereinigungen 
betreuten Arbeitnehmerkreise an der Besetzung 
der Gerichte für Arbeitssachen mit Beisitzern teil- 
nehmen zu lassen. Die Minderheit verwies 
demgegenüber darauf, daß die genannten Vereini- 
gungen im Gegensatz zu den Gewerkschaften nicht 
an der Gestaltung des Arbeitsrechts durch Ab- 
schluß von Tarifverträgen mitwirken. Die Verhält- 
nisse bei der Sozialgerichtsbarkeit seien anders ge- 
lagert und könnten nicht zum Vergleich herange- 
zogen werden. 

Zu Artikel I Nr, 3 

Der Ausschuß hatte Bedenken dagegen, die von 
der Bundesregierung vorgeschlagene Neufassung 
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des § 22 Abs. 2 Nr. 2 ArbGG zu übernehmen, durch 
die der Kreis von Angestellten in leitender Stel- 
lung festgelegt werden soll, die als Beisitzer aus 
Kreisen der Arbeitgeber berufen werden können. 
Im Hinblick auf die weite Auslegung, die der Be- 
griff des leitenden Angestellten nach § 4 Abs. 2 
Buchstabe c des Betriebsverfassungsgesetzes in 
einem Teil des wissenschaftlichen Schrifttums er- 
fahren hat, befürchtete der Ausschuß, daß bei Ein- 
führung des gleichen Begriffs „leitende Ange- 
stellte“ die gleichen Auslegungsschwierigkeiten 
entstehen könnten, weil das Anliegen, nur Perso- 
nen zu Arbeitgeberbeisitzern zu bestellen, die tat- 
sächliche Arbeitgeber- oder Unternehmerfunktio- 
nen ausüben, nicht mit genügender Deutlichkeit er- 
kannt würde. Deshalb hat der Ausschuß in § 22 
Abs. 2 Nr. 2 die durch Schrifttum und Rechtspre- 
chung geklärte Fassung des § 22 Abs. 3 Nr. 1 des 
Arbeitsgerichtsgesetzes von 1926 wiederhergestellt. 
Der Ausschuß war der Ansicht, daß diese Fassung 
des Arbeitsgerichtsgesetzes nicht für die Auslegung 
des Begriffs des „leitenden Angestellten“ in ande- 
ren arbeitsrechtlichen Gesetzen von Bedeutung sein 
könnte. 


In § 22 Abs. 2 Nr. 3 wurde die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Einfügung übernommen, der die 
Bundesregierung zugestimmt hat. 

Zu Artikel I a 

Die Vorschrift wurde eingefügt, um klarzustel- 
len, daß die Neuregelung der Vorschlagsberechti- 
gung (Artikel I Nr. 2 und 3 b) und der Voraus- 
setzungen der Berufung für ehrenamtliche Bei- 
sitzer (Artikel I Nr. 3 und 3 a) keinen Einfluß auf 
die Amtsdauer der bei Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes bestellten Beisitzer hat. Diese Vor- 
schriften werden also erst bei Neubestellung von 
Beisitzern nach Inkrafttreten des vorliegenden Ge- 
setzes Bedeutung gewinnen. 


Bonn, den 26. Mai 1955 


Ludwig 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1340 — mit den 
in der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen anzunehmen. 

Bonn, den 26. Mai 1955 


Der Ausschuß für Arbeit 


Sabel 

Vorsitzender 


Ludwig 

Berichterstatter 


2 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Arbeitsgerichtsgesetzes 

- Drucksache 1340 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(27, Ausschuß) 


Entwurf 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Arbeitsgeriditsgesetz vom 3. Septem- 
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1267) wird 
wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Arbeitsgerichtsgesetz vom 3. Septem- 
ber 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1267) wird 
wie folgt geändert: 

Vor 

1. Es wird folgender § 3 a ein gefügt: 

«§ 3 a 

(1) Die Gerichte für Arbeitssachen 
entscheiden über die Zulässigkeit des zu 
ihnen beschrittenen Rechtsweges, Hat 
ein Gericht für Arbeitssachen den 
Rechtsweg zuvor rechtskräftig für un- 
zulässig erklärt, so kann ein anderes 
Gericht in derselben Sache seine Gerichts- 
barkeit nicht deshalb verneinen, weil es 
den Rechtsweg zu den Gerichten für 
Arbeitssachen für gegeben hält. 

(2) Hat ein Gericht der Sozial-, 
Finanz- oder der allgemeinen Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit den zu ihm be- 
schrittenen Rechtsweg zuvor rechtskräf- 
tig für zulässig oder unzulässig erklärt, 
so sind die Gerichte für Arbeitssachen 
an diese Entscheidung gebunden. 
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E n t w u r f 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


1. § 11a erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Dem belgeordneten Rechtsanwalt 
werden die Gebühren und Auslagen er- 
setzt. Das Gesetz betreffend die Erstattung 
von Rechtsanwaltsgebühren in Armen- 
sachen gilt sinngemäß.“ 

2. § 20 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Sie sind in angemessenem Verhältnis un- 
ter billiger Berücksichtigung der Minder- 
heiten aus den Vorschlagslisten zu entneh- 
men, die der obersten Arbeitsbehörde des 
Landes von den im Gerichtsbezirk be- 
stehenden Gewerkschaften und Vereini- 
gungen von Arbeitgebern sowie von den in 
§ 22 Abs. 2 Nr. 3 bezeichneten Körper- 
schaften oder deren Arbeitgebervereinigun- 
gen eingereicht werden.“ 


3. Die bisherigen Absätze 2 und 3 des § 22 
werden durch folgenden Absatz 2 ersetzt: 

„(2) Zu Arbeitsrichtern aus Kreisen der 
Arbeitgeber können auch berufen werden 

l.bei Betrieben einer juristischen Person 
oder einer Personengesamtheit Personen, 


(3) Hält ein Gericht für Arbeits- 
sachen den zu ihm beschrittenen Rechts- 
weg nicht für gegeben, so verweist es in 
dem Urteil, in dem es den Rechtsweg 
für unzulässig erklärt, zugleich auf An- 
trag des Klägers die Sache an das Ge- 
richt des ersten Rechtszugs, zu dem es 
den Rechtsweg für gegeben hält. Der 
Kläger kann den Antrag auf Verweisung 
nur bis zum Schluß der mündlichen Ver- 
handlung stellen, auf die das Urteil er- 
geht. Mit der Rechtskraft des Urteils 
gilt die Rechtshängigkeit der Sache bei 
(lern im Urteil bezeichneten Gericht als 
begründet, Soll durch die Erhebung der 
Klage eine Frist gewahrt werden, so tritt 
diese Wirkung bereits in dem Zeitpunkt 
ein, in dem die Klage erhoben worden 
ist. Das gleiche gilt in Ansehung der 
Wirkungen, die durch andere als ver- 
fahrensrechtliche Vorschriften an die 
Rechtshängigkeit geknüpft werden. 

(4) Im Verhältnis der Gerichte für 
Arbeitssachen zu den ordentlichen Ge- 
richten bleibt § 48 Abs. 1 unberührt.“ 

1. unverändert 


2. § 20 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Sie sind in angemessenem Verhältnis un- 
ter billiger Berücksichtigung der Minder- 
heiten aus den Vorschlagslisten zu ent- 
nehmen, die der obersten Arbeitsbehörde 
des Landes von den im Gerlchtsbezirik 
bestehenden Gewerkschaften, selbständi- 
gen Vereinigungen von Arbeitnehmern 
mit sozial- oder berufspolitischer Zweck- 
setzung und Vereinigungen von Arbeit- 
gebern sowie von den in § 22 Abs. 2 
Nr. 3 bezeichneten Körperschaften oder 
deren Arbeitgebervereinigungen einge- 
reicht werden.“ 

3. Die bisherigen Absätze 2 und 3 des § 22 
werden durch folgenden Absatz 2 ersetzt: 

„(2) Zu Arbeitsrichtern aus Kreisen 
der Arbeitgeber können auch berufen 
werden 

1. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesell- 
schaftsvertrags allein oder als Mitglieder 
des Vertretungsorgans zur Vertretung 
der juristischen Person oder der Perso- 
nengesamtheit berufen sind; 

2. leitende Angestellte in Betrieben einer 
juristischen Person oder einer Personen- 
gesamtheit, wenn ihnen Generalvollmacht 
oder^ Prokura erteilt Ist oder wenn sie 
berechtigt sind, im Betrieb Arbeitneh- 
mer selbständig einzustellen und zu ent- 
lassen; 

3. bei dem Bunde, den Ländern, den Ge- 
meinden, den Gemeindeverbänden und 
anderen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts Beamte und Angestellte nach 
näherer Anordnung der zuständigen 
obersten Bundes- oder Landesbehörde; 

4. Mitglieder und Angestellte von Vereini- 
gungen von Arbeitgebern sowie Vor- 
standsmitglieder und Angestellte von 
Zusammenschlüssen solcher Vereinigun- 
gen, wenn diese Personen kraft Satzung 
oder Vollmacht zur Vertretung befugt 
sind.** 


2. Geschäftsführer und Betriebsleiter, so- 
weit sie selbständig zur Einstellung 
von Arbeitnehmern in den Betrieb 
berechtigt sind oder soweit Ihnen 
Prokura oder Generalvollmacht er- 
teilt Ist; 

3. bei dem Bunde, den Ländern, den Ge- 
meinden, den Gemeindeverbänden und 
anderen Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
Beamte und Angestellte nach näherer 
Anordnung der zuständigen obersten 
Bundes- oder Landesbehörde; 

4. unverändert 


3 a. § 23 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Den Arbeitnehmern stehen für 
die Berufung als Arbeitsrichter Mitglie- 
der und Angestellte von Gewerksdiaf- 
ten, von selbständigen Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder 
berufspolitischer Zwecksetzung sowie 
V or Standsmitglieder und Angestellte 
von Zusammenschlüssen von Gewerk- 
schaften gleidi, wenn diese Personen 
kraft Satzung oder Vollmadit zur Ver- 
tretung befugt sind.“ 

3 b. § 25 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die nähere Regelung trifft der Bundes- 
minister für Arbeit durch Rechtsverord- 
nung im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Justiz nach Anhörung 
der Gewerkschaften, der selbständigen 
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit 
sozial- oder berufspolitischer Zweck- 
setzung und Vereinigungen von Arbeit- 
gebern, die für das Arbeitsleben des 
Bundesgebietes wesentliche Bedeutung 
haben.“ 



Entwurf 

4. § 30 Abs, 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Arbeitsrichter einer Fachkam- 
mer sollen aus den Kreisen der Arbeitneh- 
mer und der Arbeitgeber entnommen wer- 
den, für die die Fachkammer gebildet ist. 
Werden für Streitigkeiten der in § 22 
Abs. 2 Nr. 2 bezeichneten Angestellten 
Fachkammern gebildet, so dürfen ihnen 
diese Angestellten nicht als Arbeitsrichter 
aus Kreisen der Arbeitgeber angehören. 
Wird die Zuständigkeit einer Fachkammer 
gemäß § 17 Abs. 3 erstreckt, so sollen die 
Arbeitsrichter dieser Kammer aus den Be- 
zirken derjenigen Arbeitsgerichte berufen 
werden, für deren Bezirke die Fadikammer 
zuständig ist.“ 

5. In § 43 Abs. 1 Satz 2 wird der Hinweis 
4 22 Abs. 2 Nr. 2“ durch „§ 22 Abs. 2 
Nr. 3“ ersetzt. 


Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (BundesgesetzbL I S. 1) auch 
im Land Berlin, 

Artikel III 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 
4. unverändert 


5. unverändert 


Artikel I a 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Berufung von Beisitzern aus den Kreisen der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber gelten für 
Berufungen, die nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes erfolgen. Die Amtsdauer der bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bestellten ehren - 
amtlichen Beisitzer wird durdi dieses Gesetz 
nicht berührt. 

Artikel II 
unverändert 


Artikel III 
unverändert 
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